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ganen abgestimmte Vorgehen. Besonderes Gewicht erhalten 
die sich aus dem System der wirtschaftlichen Rechnungsfüh­
rung mit Preisen, Kosten, Finanz- und Kreditbeziehungen 
ergebenden Möglichkeiten der vorbeugenden Schadensver­
hütung. Angriffe auf finanzielle und materielle Fonds des 
Volksvermögens von innen, die heute noch den überwiegen­
den Teil der Schadenssummen ausmachen, sind bei voller 
Wirksamkeit des volkswirtschaftlichen Kontrollmechanismus 
auf der Grundlage der geltenden rechtlichen Regelungen 
weiter zu verringern. Die Staatsanwälte sind darauf orien­
tiert, besonders aufmerksam und sensibel auf Anzeichen von 
Vergeudung insbesondere jener Fonds zu reagieren, die — 
wie die Kultur- und Sozialfonds der Betriebe — direkter 
Ausdruck der Sozialpolitik sind. Nach wie vor gilt, daß 
Schadensverhütung mit dem Recht besser ist als Schaden­
ersatz. Wo der Schaden nicht mehr vermeidbar war, ist die 
Wiedergutmachung, ist die Ersatzleistung schnell und kon­
sequent durchzusetzen. Hierbei gibt es hervorragende Er­
fahrungen. Schadenswiedergutmachung ist gesetzliche Pflicht, 
die auf Mark und Pfennig zu verwirklichen ist. Wie ein 
Täter sich zu dieser Pflicht verhält, insbesondere inwieweit 
er bereit ist, erhebliche persönliche Belastungen zu über­
nehmen, um den von ihm angerichteten Schaden schnell und 
zügig wiiedergutzumachen, das hat Einfluß auf Art und Maß 
seiner Verantwortlichkeit.

Rechtssicherheit und Geborgenheit jedem Bürger garantiert

Die Anwendung des sozialistischen Rechts dient wie alle 
staatliche Tätigkeit dem Wohl des Volkes. Deutliche Akzente 
haben wir deshalb mit dem Recht zu setzen, wenn es um 
Straftaten geht, die sich gegen die Freiheit und die Würde, 
das Leben und die Gesundheit sowie gegen das persönliche 
Eigentum der Bürger richten. Vorbeugen heißt hier im hohen 
Maße, die Unabwendbarkeit staatlicher oder gesellschaftli­
cher Reaktion zu sichern, Bürger, die sich für die Erhaltung 
der Werte einsetzen, zu schützen, ja zu fördern und Geschä­
digte und Opfer entsprechend den geltenden Regelungen zu 
unterstützen. Rechtssicherheit und Geborgenheit verlangen 
immer und überall verständnisvolles, feinfühliges und unter­
stützendes Verhalten der Staatsanwälte gegenüber Betroffe­
nen und Geschädigten von Straftaten.

Trotz aller Bemühungen gibt es Eingaben, deren Prüfung 
verdeutlicht, daß Entscheidungen falsch und unüberlegt ge­
troffen oder unverständlich begründet wurden. Eine Seite 
ist, daß derartige Entscheidungen vorbehaltlos korrigiert 
werden und so ohne Zögern der Konflikt geklärt wird, in 
dem sich der Bürger befindet. Darüber hinaus ist in den 
Dienstkollektiven der Staatsanwaltschaft eine Atmosphäre 
zu sichern, die eine Wiederholung solcher Entscheidungen 
ausschließt. Das ist der Stil, den der XI. Parteitag der SED 
von allen staatlichen Organen verlangt — also auch von uns. 
Das ist auch ein Maßstab, an dem bürgernahe Arbeit ge­
messen wird. Wir haben uns zum vereinzelt auftretenden 
Mißerfolg unserer Arbeit ebenso zu bekennnen, wie wir uns 
über Lob der Bürger an unsere Adresse freuen.

An die Schaffenskraft der Bürger im Sozialismus werden 
hohe Anforderungen gestellt. Das ist der Weg, den Sozialis­
mus stark, den Frieden sicher zu machen und in Überein­
stimmung mit dem wirtschaftlichen Leistungsvermögen un­
sere Sozialpolitik entsprechend der Orientierung des XI. Par­
teitages zu entwickeln. Bürger vor Konflikten zu bewahren, 
ihnen Ärger zu ersparen und ihnen ständig die Gewißheit 
zu vermitteln, wie aufmerksam alle Staatsorgane ihre An­
liegen behandeln, das ist auch Auftrag der Staatsanwälte. .

Gründlich ist zu analysieren, welche Ursachen zu gleich­
artigen, die Bürger berührenden Belastungen führen; sie 
sind im Prozeß der Arbeit zu überwinden. Aufmerksam ist 
zu reagieren, wenn- Bürger aus staatsbürgerlicher Verant­
wortung heraus Vorschläge zur Verbesserung der staatlichen 
Arbeit unterbreiten. Immer wieder bewährt sich das per­
sönliche Gespräch, in dem alle Fragen offen behandelt wer­
den, gleich, ob dem Anliegen entsprochen werden kann oder 
ob es nicht real ist

Innerhalb der Leitung des Kampfes gegen Straftaten ge­
winnt die Vorbeugung und Bekämpfung der Jugendkrimi­
nalität an Bedeutung — ist sie doch eine Kriminalitätser­

scheinung, die uns deshalb herausfordert, weil es um Auf­
fassungen und Verhalten der Erwachsenen von morgen geht. 
Die Ausgangsposition ist gut. Die Häufigkeitsquote der Ju­
gendkriminalität war im Jahre 1985 die niedrigste seit Ein­
führung der einheitlichen Kriminalstatistik im Jahre 1960. 
Wiederholte Aussagen westlicher Journalisten, daß der Rück­
gang der Jugendkriminalität eine Folge der geringeren Zahl 
Jugendlicher sei, sind sachlich falsch. Das vom Parteitag auf 
vielfältige Weise begründete Vertrauen in die Jugend wird 
weitere Wirkungen haben. Dabei verkennen wir nicht, daß 
wir es gerade mit jenen Jugendlichen zu tun haben, die von 
der staatlichen Jugendpolitik am wenigsten erreicht werden. 
Zu den wichtigsten Zielen des Jugendstrafverfahrens gehört, 
daß straffällige Jugendliche und ihre Umwelt erlebbar spü­
ren, daß der Straftat die staatliche Reaktion — die in etwa 
der Hälfte der Fälle ohne Anklage bei Gericht realisiert 
wird — unmittelbar folgt. Es ist ein Vorzug des realen So­
zialismus, daß in unserer Gesellschaft kriminelles Verhalten 
nicht tendenziell verhärtet, sondern quantativ abgebaut 
wird. Dafür spricht die Tatsache, daß die Kriminalitätsbe­
lastung der über 30jährigen rapide sinkt. Sorgfalt ist in ge­
meinsamen Beratungen mit den für die Erziehung junger 
Menschen Verantwortlichen, in erster Linie den Eltern, 
darauf zu verwenden, Konflikte beim Hinein wachsen in 
unsere Gesellschaft schnell zu lösen oder — noch besser — gar 
nicht erst entstehen zu lassen. Hier spielt der Gleichklang vie­
ler Bedingungen eine Rolle. Die staatsanwaltschaftlichen Er­
fahrungen einfiießen zu lassen ist Tagesaufgabe, die mit 
Geduld und Sachkunde zu bewältigen ist.

Sozialistische Demokratie — eine Bedingung wirksamer Arbeit

Wie ein roter Faden zieht sich durch die Beschlüsse des 
Parteitages die Aufgabe, die traditionell niveauvolle soziali­
stische Demokratie weiter zu gestalten. Reife des Sozialismus 
und Entfaltung und Vervollkommnung der sozialistischen 
Demokratie stehen in einem untrennbaren dialektischen 
Wechsel Verhältnis. Auch für unsere Arbeit als Staatsanwälte, 
in der Strafverfolgung und bei der Allgemeinen Gesetzlich­
keitsaufsicht, ist Demokratie weder Anhängsel noch Aus­
hängeschild. Sozialistische Demokratie ist notwendige Be­
dingung der Wirksamkeit unserer Arbeit. Dabei geht es uns 
bei der Umsetzung der Parteitagsbeschlüsse weder um neue 
Formen noch um vordergründig quantitatives Wachstum. 
Mehr Demokratie, das bedeutet entsprechend unseren Tra­
ditionen vor allem mehr Qualität in der Information der 
Kollektive, bessere Vorbereitung der Vertreter der Kollek­
tive für das Auftreten in den Hauptverhandlungen in Straf­
sachen, größere Unterstützung der Kollektive in der Erzie­
hung gestrauchelter Mitglieder und höhere gesellschaftliche 
Anerkennung dieser viel persönliches Engagement erfordern­
den Arbeit.

Grundsätzlich ist immer dann, wenn für einen Tatver­
dächtigen ein Kollektiv besteht, in dem er arbeitet und lebt, 
und wenn es sich nicht ausnahmsweise von der konkreten 
Straftat her verbietet, eine Beratung im Arbeitskollektiv und 
die Mitwirkung eines Kollektivvertreters in der Hauptver­
handlung geboten. Die Bereitschaft der Arbeitskollektive, 
Bürgschaften zur Erziehung von Straftätern zu übernehmen, 
ist zu fördern; es eröffnen sich auf diesem Wege weitere 
Möglichkeiten, Strafen ohne Freiheitsentzug anzuwenden und 
durch wirksame Erziehung der Rückfälligkeit vorzubeugen. 
Noch wirkungsvoller als in der Vergangenheit ist vor allem 
die Kraft der Arbeitskollektive zu nutzen, um die Autorität 
des Rechts weiter zu erhöhen und Verhaltensanforderungen, 
die sich aus Erkenntnissen der Vorbeugungsarbeit ergeben, 
durchzusetzen.

Mit der Anweisung 1/85 des Generalstaatsanwalts der 
DDR vom 1. Juni 1985 haben alle Staatsanwälte die grund­
legende Orientierung, wie der Staatsanwalt seine Verant­
wortung als Leiter des Ermittlungsverfahrens wahrzuneh­
men hat.4 Einheitlich für alle Staatsanwälte werden auf der 
Grundlage der Prozeßordnung dienstliche Pflichten präzisiert, 
deren Verwirklichung dazu beiträgt, daß — wie es die Ver-

4 Vgl. dazu R. Müller/H. P. Hofmann, „Die Leitung des Ermittlungs­
verfahrens durch den Staatsanwalt“, NJ 1986, Heft 4, S. 148 ff.


